
Stiftung suchtGesuchsteller
Förderung DieOstschweizer Stiftung für Volksmusik unterstützt Einzelpersonen undVereine.

Allerdings fehlen ihr Bewerber. Damit ist die Stiftung kein Einzelfall.

Katharina Brenner
katharina.brenner@tagblatt.ch

EineAbendunterhaltungoderein
Weihnachtskonzert,Musikunter-
richt oder ein neues Instrument
– das fördert die Ostschweizer
Stiftung fürVolksmusik. So lange
sich die Begünstigten um die
schweizerische Volksmusik be-
mühen, aus den Kantonen
St.Gallen, Thurgau, Glarus, Zü-
rich, Graubünden, Schaffhausen
oder denbeidenAppenzell kom-
men und ihre finanziellen Ver-
hältnisse eng sind. 20 bis 30Ge-
suche unterstütze man pro Jahr,
sagt StiftungsratspräsidentGuido
Rüegge aus Tägerwilen. «Da ist
Luft nach oben.» Wie viel, lässt
er offen. Fest steht: Die Ost-
schweizer Stiftung für Volksmu-
sik hat Geld übrig und zu wenig
Gesuchsteller. Sie existiert seit 13
Jahren.GründerinYvonneKayser
war gebürtige Ostschweizerin.
Sie lebte später im Saarland und
verstarb imJahr2010.«Volksmu-
sik und ihreHeimat lagen ihr am
Herzen», sagtRüegge.Daherdie
BeschränkungaufdieOstschweiz
– auch wenn diese mit acht Kan-
tonenweit gefasst ist. Eine solche
Eingrenzung ist typisch fürhiesi-
ge Stiftungen: die meisten erfül-
len ihren Zweck innerhalb der
Ostschweiz.

Ziel der Ostschweizer Stif-
tung für Volksmusik sei keines-
wegs,Geld anzuhäufen, sagtRü-
egge. «Wir wollen vor allem den
Nachwuchs unterstützen.» Die-
ser wird zwar weniger. Die Kan-
tone St.Gallen, Thurgau und die
beidenAppenzell haben imSom-
mer 2017 aber zusammen 202
Blasmusikvereinemit insgesamt
6992 Musikanten gezählt. Dar-
unter dürften auch potenzielle
Gesuchsteller für dieOstschwei-
zer Stiftung für Volksmusik sein.

PräsidentermutigtFamilien
undEinzelpersonen

Rüeggenenntdie grosseHemm-
schwelle das Hauptproblem:
«Viele trauen sichnicht, darüber
zu sprechen, dass ihnendasGeld
für den Musikunterricht fehlt.»
Das sei ein sensiblesThema.Rü-
egge möchte deshalb betroffene

FamilienundEinzelpersonener-
mutigen, sich zu melden. Hans
Saxer, in Ausserrhoden für die
Stiftungsaufsicht zuständig,
stimmt ihm zu. Auf der Internet-
seite des Kantons seien die Stif-
tungenaufgelistet,Gesuchsteller
könnten mit diesen oder direkt
mit ihm Kontakt aufnehmen.
«MancheStiftungensind in ihren
Anliegen recht spezifisch und
dannauchnochaufeineGemein-
debeschränkt.Dawirdesschwie-
rig, Gesuchsteller zu finden»,

sagt Saxer.Bei älterenStiftungen
komme es vor, dass der Zweck
heute nichtmehr relevant sei. In
Ausserrhoden sei es jedoch eher
selten, dass Stiftungen ihre Gel-
der nicht sprechen könnten. Die
Kommunikation unter den Stif-
tungen und mit der Aufsicht sei
gut. Passe ein Gesuch nicht zu
einer bestimmten Stiftung, wer-
de eine passende empfohlen.

«Bestimmtgibt es imKanton
St.Gallen noch Stiftungen, die
Gelder zu vergeben haben»,

meint Stefan Stumpf, Direktor
Ostschweizer BVG- und Stif-
tungsaufsicht. Eine Übersicht
habe er aber nicht und die Stif-
tungen seien in dieser Hinsicht
keine Rechenschaft schuldig.
Bleiben Gelder übrig, sind ge-
mäss Stumpf zweiGründe denk-
bar. Erstens:Wenn es der Zweck
derStiftung schwierigmacht,Be-
günstigte zu finden. Zweitens:
WennderStiftungsratGeldernur
sehr zurückhaltend vergibt, um
das Stiftungsvermögen anwach-

sen zu lassen.Daswäre «proble-
matisch». Geschehe dies zu lan-
ge und ohne triftigen Grund, sei
die Gemeinnützigkeit der Stif-
tung nicht mehr gegeben. Die
Steuerverwaltung werde dann
überprüfen, ob die Steuerbe-
freiung noch gerechtfertigt sei.

SchulenundSozialverbände
alsVermittler

In derOstschweiz ist Ausserrho-
denStiftungshochburg.DerKan-
ton hat 107 Stiftungen, darunter
die finanzstärksten der Region.
Die beiden Appenzell haben
mehr Stiftungen als der schwei-
zerische Durchschnitt, die Kan-
tone St.Gallen und Thurgau we-
niger. 890 Stiftungen mit einem
Gesamtvermögen von 2032,7
MillionenFrankenzählendievier
Kantone insgesamt (Ausgabe
vom23.Mai).Gemäss Schweizer
Stiftungsreport liegenhierzulan-
de 100MilliardenFranken inge-
meinnützigen Stiftungen.

Georg von Schnurbein, Mit-
herausgeber des Stiftungsre-
ports, sagt, der Stiftungsratmüs-
se aktivwerden,wennderZweck
einer Stiftung erfüllbar ist, aber
Gesuche fehlen.Der Stiftungsrat
könne Vermittlerorganisationen
wieSchulen, Sozialverbändeund
Behörden einschalten, an die
potenzielle Gesuchsteller eher
gelangen. Und er könne sichmit
anderenStiftungenaustauschen.

«UnsereStiftung ist nicht be-
kannt genug», sagt Guido Rüeg-
geundbenennt einweiteresPro-
blem der Ostschweizer Stiftung
für Volksmusik. Damit dürfte er
rechthaben,wieeineAnfragebei
Roland Stillhard zeigt: «Als Prä-
sidentMusikkommissionSt.Gal-
ler Blasmusikverband sowie als
Musikschulleiter ist mir diese
Ostschweizer Stiftung für Volks-
musiknicht präsent», sagt erund
fügt hinzu: «In unserem Ver-
bandsgebiet sindwir immerwie-
der mit Eltern konfrontiert, die
Mühe haben, ihren Kindern und
Jugendlichen das musikalische
Bildungsangebot zu finanzie-
ren.» Eigentlich keine schlechte
Ausgangslage für dieOstschwei-
zer Stiftung für Volksmusik bei
der Suche nach Begünstigten.

Die Ostschweizer Stiftung für Volksmusik unterstützt unter anderem den Kauf von Instrumenten. Bild: Getty

FHOwirddepartemental
Bildung DieOrganisation der künftigen FachschuleOstschweiz
nimmtweiter Konturen an: Es sind sechsDepartemente geplant.

Die Fachhochschule Ostschweiz
kupfertbeiderVerwaltungab: Sie
wird künftig ebenfalls in De-
partementen organisiert sein.
Diesen Entscheid hat die desig-
nierte Trägerkonferenz gefällt.
Dass sie sich fürdieOrganisation
in Departementen ausspricht,
überrascht nicht: Die Regie-
rungen der Trägerkantone
St.Gallen, Thurgau, Glarus,
SchwyzundbeiderAppenzell so-
wie des Fürstentums Liechten-
stein hatten bereits im Frühling
diesesOrganisationsmodell favo-
risiert; zuletzt hatte sich in der
Septembersession auch das
St.Galler Kantonsparlament da-
für stark gemacht.

Damit ist nun klar: Die ver-
schiedenenFachbereichewerden
in insgesamt sechsDepartemen-
ten zusammenfasst. Diese sind:

Technik; InformatikundElektro-
technik; Architektur, Bau- und
Planungswesen; Wirtschaft; So-
ziale Arbeit undGesundheit.

Dafür verantwortlich wird je
eine Leiterin oder ein Leiter sein
–undzwar standortübergreifend.
Die Leistungsangebote an den
heutigen Hochschulen blieben
bestehen, heisst es in der gestri-
gen Medienmitteilung. Aller-
dings könnten einzelne Studien-
gänge neu auch standortüber-
greifend angebotenwerden.

Trägerkonferenzerlaubt
schnelleEntscheide

DerTrägerkonferenzgehörendie
Bildungsdirektoren der jeweili-
gen Kantone an, und diese de-
legieren gewisse Kompetenzen
an ihre Bildungschefs. «Das ist
einfacher, alswenn für jedenBe-

schlussdieRegierung jedesKan-
tons und des Fürstentums ange-
fragt werden muss», hatte der
St.Galler Bildungschef Stefan
Kölliker imFrühling die Vorzüge
der Trägerkonferenz gelobt. Er
steht alsRegierungsvertreter des
Standortkantons St.Gallen dem
Gremiumvor.

Das neue Konkordat für die
FHO wird noch dieses Jahr aus-
gehandelt, nächstes Jahr soll es
von den Kantonen abgesegnet
werden. Bis Ende 2022muss die
FachhochschuleOstschweiz ihre
Strukturen bereinigt haben; dies
verlangt der Bund. Sie erfüllt in
ihrer heutigen Formdie gesetzli-
chen Anforderungen für die
Akkreditierung nichtmehr.

RegulaWeik
regula.weik@tagblatt.ch

Ausserdem

Kleiderkunde
für Polizisten

28 junge St.Gallerinnen und
St.GallerhabenanderOstschwei-
zerPolizeischule ihreAusbildung
begonnen. Das Fach Rettungs-
schwimmen gibt es nicht mehr.
Dafür müssen sie Burka, Nikab
undTschadorunterscheidenkön-
nen. Weil diese an der Olma die
Trachtenbedrängen. (lü)

Thurgauer SVP-Basis
hält die Füsse still

Parteipolitik Der Thurgauer
Ständerat Roland Eberle fühlt
sichwohl bei seinerBasis. Er sass
amDonnerstagabend in der hin-
teren Ecke der Oberwanger
HörnlihalleundverfolgtedieDe-
legiertenversammlung der SVP
Thurgau. SeinemBeispiel waren
längstnicht allePolitikerderPar-
tei gefolgt. PräsidentRuediZbin-
denmussteetwasenttäuscht eine
ganzeReiheLeuteentschuldigen
– unter anderem Mitglieder der
Geschäftsleitung und der Gross-
ratsfraktion. Jakob Stark war in-
des vorOrt und vertrat die Thur-
gauerRegierung.Er sass vorne in
der Mitte des Saals, richtete das
Wort aber nie an die gut 120 An-
wesenden. Der nächsten Herbst
freiwerdende Ständeratssitz von
Eberle schiendieSVP-Mitglieder
amDonnerstagabendnichtüber-
mässig zu interessieren.Obschon
sich Peter Spuhler diese Woche
ausdemRennengenommenhat-

te, nahm Zbinden einer mögli-
chenDiskussionetwasdenWind
aus den Segeln. Zu Beginn der
Veranstaltung spracherdasThe-
ma an: «Wir sind mittendrin.
PersonalchefAndreasZuberund
ich sindmitmehrerenLeuten im
Gespräch.» Es sei klar, dass der
Sitz der SVP gehöre und die Par-
tei um ihn kämpfenwerde.

Definitiv keine Ambitionen
auf einenStänderatssitzhat 2019
DianaGutjahr.Das teiltedieSVP-
Nationalrätin, die vor einemJahr
für HansjörgWalter nachrückte,
gesternAbendmit. Sie sei inBern
gut angekommen und habe sich
in diverse politische Bereiche
vertieft eingearbeitet. «Um die
Aufgaben nachhaltig weiterver-
folgen zu können, bin ich zum
Entschluss gekommen, dass ich
zum jetzigen Zeitpunkt für eine
Ständeratskandidatur nicht zur
Verfügung stehenwerde», heisst
es in derMitteilung. (lsf/ck)

Das 127Millionen
Franken schwere
Luxusproblem

Staatskasse Der Kanton Thur-
gauhat für einmal einumgekehr-
tes Geldproblem: Sehr viel Geld
liegt in einem speziellen Topf,
aber niemand hat eine Idee, was
damit anzufangen ist. Konkret
geht esum127MillionenFranken
ausdemErlösderPartizipations-
scheine vom Börsengang der
ThurgauerKantonalbank (TKB).
UmdieDiskussion rund umdie-
sen Börsengang nicht mit einem
uferlosenStreit überdieGewinn-
verwendung zu belasten, hatte
das Parlament 2013 ein fünfjäh-
riges Moratorium beschlossen.
Seither liegt der Millionensegen
unantastbar auf der hohen Kan-
te. ImkommendenApril läuft die
Sperre nun aber aus.

Statt eine zündende Idee zu
präsentieren,wie dasGeld in die
Zukunft des Kantons investiert
werden könnte, will der Regie-
rungsrat in die Verlängerung ge-
hen: Das Moratorium soll um
weitere fast drei Jahre bis Ende
2021ausgedehntwerden.Dieser
Vorschlag kommt nicht überall
gut an. «Sicher nicht», sagt etwa
Ueli Fisch zurVerlängerung.Der
GLP-Kantonsrat hatte schon
2013 im Grossen Rat gegen die
«unnötige Verzögerung» beim
Entscheid über die Verwendung
derGeldervotiert.Undauchheu-
te sagt er: «Manmüsste sich jetzt
Gedanken darüber machen, wie
mandasGeldeinsetzenkönnte.»

PolitischesKalkül
vermutet

Dass auch nach den fünf Jahren
keine spruchreife IdeevonSeiten
derRegierungvorliegt, hält Fisch
fürpolitischesKalkül:«Manwoll-
te nicht über dieses Geld reden,
sondern hat in den vergangenen
Jahren nur übers Sparen gespro-
chen.»Regierungsrat JakobStark
bezeichnetdenVorwurfdespoli-
tischenKalküls als abwegig.Viel-
mehrhabe sichdieKapazitätsfra-
ge gestellt: «Wir waren in der
Finanzverwaltung, im Departe-
mentund inderRegierung inten-
sivmit denSparpaketenbeschäf-
tigt.» Es könne halt nicht alles
gleichzeitig angegangenwerden.
«DasGeld, dasmanaufder Seite
hat, tut einemjaauchnichtweh.»

Dazu komme, dass grosse
Projekte, die inFragegekommen
wären, wie beispielsweise ein
neuesHistorischesMuseum,Ver-
spätung hätten. «Wir hatten kei-
ne Eile, wollten keinen Schnell-
schuss und uns die Sache gut
überlegen», begründet Stark.

Das Nachdenken über die
Verwendung des Millionense-
genskönntebaldauchparlamen-
tarisch verordnet werden. SVP-
Kantonsrat Urs Martin verlangt
mit zwei weiteren Kantonsräten
einenBericht.Dieser soll aufzei-
gen, wie die Mittel so investiert
werden könnten, «dass sie dem
Kantoneinen langfristigenMehr-
wert bringen». (ck)
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